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4. Erstattung von Verfahrenskosten,
5. Zahlung von Geldbußen,
6. Herausgabe einer von einem Dritten an den Berechtigten bewirkten Leis-
tung, die der Krankenkasse gegenüber wirksam ist.

§ 7 Aufbringung der Mittel. (1) Die Mittel zur Durchführung der U1- und
U2-Verfahren werden von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern jeweils
durch gesonderte Umlagen aufgebracht, die die erforderlichen Verwaltungs-
kosten angemessen berücksichtigen.

(2) 1Die Umlagen sind jeweils in einem Prozentsatz des Entgelts (Umlage-
satz) festzusetzen, nach dem die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung
für die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer, Arbeitnehmerinnen und Aus-
zubildenden bemessen werden oder bei Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung zu bemessen wären. 2Bei der Berechnung der Umlage für
Aufwendungen nach § 1 Abs. 1 sind Entgelte von Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen, deren Beschäftigungsverhältnis bei einem Arbeitgeber nicht
länger als vier Wochen besteht und bei denen wegen der Art des Beschäfti-
gungsverhältnisses auf Grund des § 3 Abs. 3 des Entgeltfortzahlungsgesetzes1)
kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall entstehen kann, sowie
einmalig gezahlte Arbeitsentgelte nach § 23a des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch nicht zu berücksichtigen. 3 Für die Zeit des Bezugs von Kurzarbeitergeld
bemessen sich die Umlagen nach dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt bis
zur Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung.

§ 8 Verwaltung der Mittel. (1) 1Die Krankenkassen verwalten die Mittel für
den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen als Sondervermögen. 2Die Mittel
dürfen nur für die gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen Zwecke ver-
wendet werden.

(2) 1Die Krankenkasse kann durch Satzungsregelung die Durchführung der
U1- und U2-Verfahren auf eine andere Krankenkasse oder einen Landes- oder
Bundesverband übertragen. 2Der Einzug der Umlagen obliegt weiterhin der
übertragenden Krankenkasse, die die von den Arbeitgebern gezahlten Umlagen
an die durchführende Krankenkasse oder den Verband weiterzuleiten hat. 3 § 90
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

§ 9 Satzung. (1) Die Satzung der Krankenkasse muss insbesondere Bestim-
mungen enthalten über die
1. Höhe der Umlagesätze,
2. Bildung von Betriebsmitteln,
3. Aufstellung des Haushalts,
4. Prüfung und Abnahme des Rechnungsabschlusses.

(2) Die Satzung kann
1. die Höhe der Erstattung nach § 1 Abs. 1 beschränken und verschiedene
Erstattungssätze, die 40 vom Hundert nicht unterschreiten, vorsehen,

1) Nr. 18.

Aufwendungsausgleichsgesetz §§ 7–9 AAG 18a
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2. eine pauschale Erstattung des von den Arbeitgebern zu tragenden Teils des
Gesamtsozialversicherungsbeitrags für das nach § 18 des Mutterschutzgeset-
zes1) gezahlte Arbeitsentgelt vorsehen,

3. die Zahlung von Vorschüssen vorsehen,
4. (aufgehoben)
5. die Übertragung nach § 8 Abs. 2 enthalten.

(3) Die Betriebsmittel dürfen den Betrag der voraussichtlichen Ausgaben für
drei Monate nicht übersteigen.

(4) In Angelegenheiten dieses Gesetzes wirken in den Selbstverwaltungs-
organen nur die Vertreter der Arbeitgeber mit; die Selbstverwaltungsorgane der
Ersatzkassen haben Einvernehmen mit den für die Vertretung der Interessen der
Arbeitgeber maßgeblichen Spitzenorganisationen herzustellen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die durchführende Krankenkasse oder
den Verband nach § 8 Abs. 2 Satz 1.

§ 10 Anwendung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften. Die für
die gesetzliche Krankenversicherung geltenden Vorschriften finden entspre-
chende Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 11 Ausnahmevorschriften. (1) § 1 Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf
1. den Bund, die Länder, die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sons-
tige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie
die Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmungen, die hinsichtlich
der für die Beschäftigten des Bundes, der Länder oder der Gemeinden
geltenden Tarifverträge tarifgebunden sind, sowie die Verbände von Gemein-
den, Gemeindeverbänden und kommunalen Unternehmen einschließlich
deren Spitzenverbände,

2. zivile Arbeitskräfte, die bei Dienststellen und diesen gleichgestellten Einrich-
tungen der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen
Truppen und der dort auf Grund des Nordatlantikpaktes errichteten interna-
tionalen militärischen Hauptquartiere beschäftigt sind,

3. Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 Buchstabe b des Heimarbeitsgesetzes2))
sowie die in § 1 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b und c des Heimarbeitsgesetzes
bezeichneten Personen, wenn sie hinsichtlich der Entgeltregelung gleich-
gestellt sind,

4. die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt, Dia-
konisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland, Deutscher Cari-
tasverband, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes
Kreuz und Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland) einschließlich
ihrer selbstständigen und nichtselbstständigen Untergliederungen, Einrich-
tungen und Anstalten, es sei denn, sie erklären schriftlich und unwiderruflich
gegenüber einer Krankenkasse mit Wirkung für alle durchführenden Kran-
kenkassen und Verbände ihre Teilnahme am Umlageverfahren nach § 1
Abs. 1.
(2) § 1 ist nicht anzuwenden auf

1) Nr. 57.
2) Nr. 60.

18a AAG §§ 10, 11 II. Arbeitsvertragsrecht
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1. die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversiche-
rung der Landwirte versicherten mitarbeitenden Familienangehörigen eines
landwirtschaftlichen Unternehmers,

2. Dienststellen und diesen gleichgestellte Einrichtungen der in der Bundes-
republik Deutschland stationierten ausländischen Truppen und der dort auf
Grund des Nordatlantikpaktes errichteten internationalen militärischen
Hauptquartiere mit Ausnahme der in Absatz 1 Nr. 2 genannten zivilen
Arbeitskräfte,

3. im Rahmen des § 54a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bezuschusste
betriebliche Einstiegsqualifizierungen und im Rahmen des § 76 Absatz 7 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch geförderte Berufsausbildungen in außer-
betrieblichen Einrichtungen,

4. Menschen mit Behinderungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten,
die zu den Werkstätten in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis
stehen.

§ 12 Freiwilliges Ausgleichsverfahren. (1) 1 Für Betriebe eines Wirt-
schaftszweigs können Arbeitgeber Einrichtungen zum Ausgleich der Arbeit-
geberaufwendungen errichten, an denen auch Arbeitgeber teilnehmen, die die
Voraussetzungen des § 1 nicht erfüllen. 2Die Errichtung und die Regelung des
Ausgleichsverfahrens bedürfen der Genehmigung des Bundesministeriums für
Gesundheit.

(2) Auf Arbeitgeber, deren Aufwendungen durch eine Einrichtung nach
Absatz 1 ausgeglichen werden, finden die Vorschriften dieses Gesetzes keine
Anwendung.

(3) Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen im Sinne
des § 1 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes, die als Einrichtung der in
Absatz 1 bezeichneten Art durch das Bundesministerium für Gesundheit ge-
nehmigt sind, sind von der Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögen-
steuer befreit.

Aufwendungsausgleichsgesetz § 12 AAG 18a
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18b. Übersicht über die Gesetzlichen Feiertage1)

Die Feiertagsgesetze der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen,
Brandenburg, Hamburg, Hessen Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schles-
wig-Holstein, Thüringen regeln neben den gesetzlichen noch die (staatlich)
geschützten (kirchlichen) Feiertage, an denen meist bis zum Ende des Haupt-
gottesdienstes die Läden geschlossen zu halten sind und den konfessionsangehö-
rigen Arbeitnehmern Gelegenheit zu geben ist, am Hauptgottesdienst teil-
zunehmen.

(Fortsetzung nächstes Blatt)

1)Die Übersicht ist nicht amtlich.
Die für das gesamte Gebiet eines Landes geltenden Feiertage sind durch einen • gekennzeichnet. In
Bayern ist Mariä Himmelfahrt mit 1 bezeichnet, da dieser Feiertag nur in Gemeinden mit über-
wiegend katholischer Bevölkerung gilt; in Gemeinden mit überwiegend evangelischer Bevölkerung
können katholische Arbeitnehmer an diesem Tag der Arbeit fernbleiben, wobei ihnen außer Lohn-
ausfall keine anderen Nachteile entstehen dürfen.
In Bayern ist außerdem noch gesetzlicher Feiertag nur für den Stadtkreis Augsburg der 8. August – das
Friedensfest.
In Berlin und Mecklenburg-Vorpommern ist außerdem noch gesetzlicher Feiertag der Interna-
tionale Frauentag am 8. März.
In Thüringen ist außerdem noch gesetzlicher Feiertag der Weltkindertag am 20. September.
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19. Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer
(Bundesurlaubsgesetz)

Vom 8. Januar 1963
Bundesgesetzbl. I S. 21)

BGBl. III/FNA 800-4
zuletzt geänd. durch Art. 3 Abs. 3 G zur Umsetzung des Seearbeitsübereinkommens 2006 der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation v. 20.4.2013 (BGBl. I S. 868)

§ 1 Urlaubsanspruch. Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch
auf bezahlten Erholungsurlaub.

§ 2 Geltungsbereich. 1Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes sind Arbeiter und
Angestellte sowie die zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 2Als Arbeitnehmer
gelten auch Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeit-
nehmerähnliche Personen anzusehen sind; für den Bereich der Heimarbeit gilt § 12.

§ 3 Dauer des Urlaubs. (1) Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24Werktage.
(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche

Feiertage sind.

§ 4 Wartezeit. Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem
Bestehen des Arbeitsverhältnisses erworben.

§ 5 Teilurlaub. (1) Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen
Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer
a) für Zeiten eines Kalenderjahres, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in
diesem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt;

b) wenn er vor erfüllterWartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet;
c) wenn er nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahres aus
dem Arbeitsverhältnis ausscheidet.
(2) Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind

auf volle Urlaubstage aufzurunden.
(3) Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatzes 1 Buchstabe c bereits Urlaub

über den ihm zustehenden Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte
Urlaubsentgelt nicht zurückgefordert werden.

§ 6 Ausschluß von Doppelansprüchen. (1) Der Anspruch auf Urlaub besteht
nicht, soweit dem Arbeitnehmer für das laufende Kalenderjahr bereits von einem
früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden ist.
(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem

Arbeitnehmer eine Bescheinigung über den im laufenden Kalenderjahr gewährten
oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen.

§ 7 Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung des Urlaubs. (1) 1Bei der
zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu
berücksichtigen, es sei denn, daß ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche

1)Maßgebliche amtliche Quelle ist das BGBl. III.
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Belange oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichts-
punkten den Vorrang verdienen, entgegenstehen. 2Der Urlaub ist zu gewähren,
wenn der Arbeitnehmer dies im Anschluß an eine Maßnahme der medizinischen
Vorsorge oder Rehabilitation verlangt.
(2) 1Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, daß dringende

betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung
des Urlaubs erforderlich machen. 2Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht
zusammenhängend gewährt werden, und hat der Arbeitnehmer Anspruch auf
Urlaub von mehr als zwölf Werktagen, so muß einer der Urlaubsteile mindestens
zwölf aufeinanderfolgendeWerktage umfassen.
(3) 1Der Urlaub muß im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen wer-

den. 2Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft,
wenn dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Grün-
de dies rechtfertigen. 3 Im Fall der Übertragung muß der Urlaub in den ersten drei
Monaten des folgenden Kalenderjahres gewährt und genommen werden. 4Auf
Verlangen des Arbeitnehmers ist ein nach § 5 Abs. 1 Buchstabe a entstehender
Teilurlaub jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen.
(4) Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teil-

weise nicht mehr gewährt werden, so ist er abzugelten.

§ 8 Erwerbstätigkeit während des Urlaubs. Während des Urlaubs darf der
Arbeitnehmer keine demUrlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit leisten.

§ 9 Erkrankung während des Urlaubs. Erkrankt ein Arbeitnehmer während
des Urlaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Tage der
Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerechnet.

§ 10 Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation. Maß-
nahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation dürfen nicht auf den
Urlaub angerechnet werden, soweit ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsent-
gelts nach den gesetzlichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall besteht.

§ 11 Urlaubsentgelt. (1) 1Das Urlaubsentgelt bemißt sich nach dem durch-
schnittlichen Arbeitsverdienst, das der Arbeitnehmer in den letzten dreizehn Wo-
chen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten hat, mit Ausnahme des zusätzlich für
Überstunden gezahlten Arbeitsverdienstes. 2Bei Verdiensterhöhungen nicht nur
vorübergehender Natur, die während des Berechnungszeitraums oder des Urlaubs
eintreten, ist von dem erhöhten Verdienst auszugehen. 3Verdienstkürzungen, die im
Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldeter
Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung des Urlaubsentgelts außer
Betracht. 4Zum Arbeitsentgelt gehörende Sachbezüge, die während des Urlaubs
nicht weitergewährt werden, sind für die Dauer des Urlaubs angemessen in bar
abzugelten.
(2) Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen.

§ 121) Urlaub imBereich der Heimarbeit. Für die in Heimarbeit Beschäftigten
und die ihnen nach § 1 Abs. 2 Buchstaben a bis c des Heimarbeitsgesetzes2) Gleich-

1) Amtl. Anm.: § 12 Einleitungssatz, Nr. 1, 4, 5, 7 u. 8: HAG 804-1
2)Nr. 60.

Bundesurlaubsgesetz §§ 8–12 BUrlG 19
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gestellten, für die die Urlaubsregelung nicht ausdrücklich von der Gleichstellung
ausgenommen ist, gelten die vorstehenden Bestimmungen mit Ausnahme der §§ 4
bis 6, 7 Abs. 3 und 4 und § 11 nachMaßgabe der folgenden Bestimmungen:
1. Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a des Heimarbeitsgesetzes) und nach § 1
Abs. 2 Buchstabe a des Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellte erhalten von ihrem
Auftraggeber oder, falls sie von einem Zwischenmeister beschäftigt werden, von
diesem
bei einem Anspruch auf 24Werktage ein Urlaubsentgelt von 9,1 vomHundert
des in der Zeit vom 1. Mai bis zum 30. April des folgenden Jahres oder bis zur
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses verdienten Arbeitsentgelts vor Abzug
der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag und ohne
die für den Lohnausfall an Feiertagen, den Arbeitsausfall infolge Krankheit und
den Urlaub zu leistenden Zahlungen.

2.War der Anspruchsberechtigte im Berechnungszeitraum nicht ständig beschäftigt,
so brauchen unbeschadet des Anspruches auf Urlaubsentgelt nach Nummer 1 nur
so viele Urlaubstage gegeben zu werden, wie durchschnittliche Tagesverdienste,
die er in der Regel erzielt hat, in dem Urlaubsentgelt nach Nummer 1 enthalten
sind.

3. Das Urlaubsentgelt für die in Nummer 1 bezeichneten Personen soll erst bei der
letzten Entgeltzahlung vor Antritt des Urlaubs ausgezahlt werden.

4. Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 Buchstabe b des Heimarbeitsgesetzes) und
nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und c des Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellte
erhalten von ihrem Auftraggeber oder, falls sie von einem Zwischenmeister
beschäftigt werden, von diesem als eigenes Urlaubsentgelt und zur Sicherung der
Urlaubsansprüche der von ihnen Beschäftigten einen Betrag von 9,1 vom Hun-
dert des an sie ausgezahlten Arbeitsentgelts vor Abzug der Steuern und Sozial-
versicherungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag und ohne die für den Lohnausfall
an Feiertagen, den Arbeitsausfall infolge Krankheit und den Urlaub zu leistenden
Zahlungen.

5. Zwischenmeister, die den in Heimarbeit Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Buchstabe
d des Heimarbeitsgesetzes gleichgestellt sind, haben gegen ihren Auftraggeber
Anspruch auf die von ihnen nach den Nummern 1 und 4 nachweislich zu
zahlenden Beträge.

6. Die Beträge nach den Nummern 1, 4 und 5 sind gesondert im Entgeltbeleg
auszuweisen.

7. Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, daß Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buch-
stabe a des Heimarbeitsgesetzes), die nur für einen Auftraggeber tätig sind und
tariflich allgemein wie Betriebsarbeiter behandelt werden, Urlaub nach den all-
gemeinen Urlaubsbestimmungen erhalten.

8. 1Auf die in den Nummern 1, 4 und 5 vorgesehenen Beträge finden die §§ 23
bis 25, 27 und 28 und auf die in den Nummern 1 und 4 vorgesehenen Beträge
außerdem § 21 Abs. 2 des Heimarbeitsgesetzes entsprechende Anwendung. 2Für
die Urlaubsansprüche der fremden Hilfskräfte der in Nummer 4 genannten
Personen gilt § 26 des Heimarbeitsgesetzes entsprechend.

§ 13 Unabdingbarkeit. (1) 1Von den vorstehenden Vorschriften mit Ausnahme
der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 kann in Tarifverträgen abgewichen werden. 2Die abwei-
chenden Bestimmungen haben zwischen nichttarifgebundenen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen die Anwendung der einschlägigen

19 BUrlG § 13 II. Arbeitsvertragsrecht


